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1 Anlass zur Aufstellung der Ergªnzungssatzung ĂHeidelbergñ 

Die Gemeinde Rückersdorf hat den Aufstellungsbeschluss für die Ergänzungssatzung „Heidelberg“ zur 

Schaffung von Baurecht für zwei bis drei Wohnhäuser auf dem Teil des Flurstück 60/11 der Gemarkung 

Rückersdorf, Flur 1 gefasst. 

Ausgehend von einer aktuellen Nachfrage nach Bauflächen in der Gemeinde Rückersdorf sollen im Nor-

den des Siedlungsbereiches von Rückersdorf neue Bauflächen zur Verfügung gestellt werden. Durch die 

vorliegende Planung soll eine straßenbegleitende Bebauung westlich der Straße „Am Heidelberg“ ermög-

licht werden. Das im Geltungsbereich der Satzung befindliche Flurstück wird bisher dem bauplanungs-

rechtlichen Außenbereich (§ 35 BauGB) zugeordnet. Die Nutzung als Wohnbaufläche ist damit bisher 

weitgehend ausgeschlossen. Voraussetzung für eine entsprechende Bebauung ist die Schaffung des 

Baurechtes. Da das Satzungsgebiet unmittelbar an den im Zusammenhang bebauten Ortsteil angrenzt 

und eine bauliche Nutzung durch die vorhandene angrenzende Bebauung vorgegeben ist, soll im vorlie-

genden Fall an Stelle eines Bebauungsplanes Baurecht mittels einer Ergänzungssatzung (Satzung gem. § 

34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB) geschaffen werden. 

Mit Hilfe einer Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB werden einzelne Außenbereichsflächen 

in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil, den s. g. Innenbereich, einbezogen. Ziel ist es, eine maßvol-

le Erweiterung des Innenbereiches zu ermöglichen. 

2 Lage des Satzungsgebietes und übergeordnete Planungen 

2.1 Lage, Abgrenzung und Beschreibung des Plangebietes 

 

Abb. 1: Übersichtskarte mit Lage des Plangebietes (ohne Maßstab) 

Der Geltungsbereich des Satzungsgebietes liegt im Norden des Siedlungsbereiches von Rückersdorf 

westlich der Straße „Am Heidelberg“. Unmittelbar südlich und westlich des Plangebietes schließt sich die 

vorhandene Wohnbebauung der Ortslage Rückersdorf an. Im Osten wird das Plangebiet durch die öffent-

lichen Straßen „Am Heidelberg“ begrenzt. Die Flächen nördlich des Plangebietes werden landwirtschaft-
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lich (Grünland/Weide) genutzt, wobei sich diese Fläche bis in den südlichen Geltungsbereich erstreckt. 

Der südliche Teil des Plangebietes wird als Garten mit Obstbäumen (Streuobstwiese) genutzt. 

Voraussetzung für eine Ergänzungssatzung ist eine ausreichende Prägung des Satzungsgebietes durch 

die umgebende Bebauung. Die Prägung erfolgt vorliegend durch die östlich und südlich angrenzende Be-

bauung hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung, dem Überbauungsgrad und der Bauweise. Es handelt 

sich dabei überwiegend um Einzelhausbebauungen mit einem Geschoss und einem ausgebauten Dach-

geschoss. Die im unmittelbaren Umfeld des Satzungsgebietes befindlichen bebauten Grundstücke weisen 

im Allgemeinen einen Versiegelungsgrad von 5 bis 44 % je Flurstück auf. Dies entspricht einer GRZ von 

ca. 0,1 bis 0,4. Die mit Gebäuden überbaute Fläche je Flurstück liegt zwischen 116 m² und 668 m² und 

durchschnittlich bei ca. 195 m². Hinzu kommen weitere versiegelt Flächen im Umfang von ca. 133 m² bis 

547 m² bzw. durchschnittlich 337 m² je Flurstück. Es wird dabei von einem faktischen Wohngebiet ausge-

gangen. 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 3.075 m². Das Flurstück 60/11 befindet sich im Besitz der Ge-

meinde Rückersdorf. 

2.2 Übergeordnete Planungen und rechtliche Festsetzungen 

Regionalplanung 

Regionalplan Ostthüringen (2012): In der Raumnutzungskarte des Regionalplanes Ostthüringen ist die 

südliche Fläche des Plangebietes bereits als Teil des Siedlungsbereiches von Rückersdorf darge-

stellt. Der nördliche Teil liegt im Bereich von Flächen ohne besondere Darstellung (s.g. Weißflä-

che). Gemäß Fortschreibung des Regionalplanung Ostthüringen (Stand: Entwurfs 2018) sind die 

Flächen des Plangebietes vollständig als Teil des Siedlungsbereiches von Rückersdorf dargestellt. 

Auch wenn die Fortschreibung aktuell nur als Entwurf vorliegt und noch keine Bindungswirkung ent-

faltet, signalisiert sie dennoch die Bestrebungen seitens der Regionalplanung zur geringfügigen Er-

weiterung der Wohnbaufläche in der Gemeinde Rückersdorf.  

  

Abb. 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Ostthüringen 

Ą Die vorliegende Planung steht den zeichnerischen Darstellungen des Regionalplans Ostthüringen 

(2012) nicht entgegen. 

 

 



Gemeinde Rückersdorf: Ergänzungssatzung "Heidelberg"  7 

22116_Begründung.doc - Entwurf 30. Mai 2022 

 

 

Gesellschaft für Ökologie und Landschaftsplanung, GÖL mbH, Weida 

Schlossberg 7, 07570 Weida, Tel.: 036603-714790, Fax: 714794, e-mail: info @goel.de 

Bauleitplanung 

Vorbereitende Bauleitplanung: Für das Gebiet der Gemeinde Rückersdorf liegt ein Flächennutzungsplan 

aus dem Jahr 2006 (Flächennutzungsplan „Verwaltungsgemeinschaft Ländereck“, HELK 2006) vor. Der 

Bereich des Plangebietes wird in diesem Plan als Grünfläche dargestellt. Da es jedoch für eine Ergän-

zungssatzung nicht erforderlich ist, dass die einzubeziehende Fläche im Flächennutzungsplan als Bau-

fläche dargestellt ist (Ernst-Zinkahn-Bielenberg (02/2019, § 34 BauGB Rn Nr.118b) liegen die diesbe-

züglichen Voraussetzungen für eine Ergänzungssatzung vor. 

 

Abb. 3: Ausschnitt aus dem Flªchennutzungsplan der ehemaligen VG ĂLªnder-
eckñ (2006) mit Kennzeichnung des Geltungsbereiches der Ergªnzungssatzung 

(rot) 

Ą Die vorliegende Planung ist mit den städtebaulichen Entwicklungszielen der Gemeinde Rückersdorf 

vereinbar  

Verbindliche Bauleitplanung: Das Plangebiet ist nicht Teil eines rechtskräftigen Bebauungsplanes oder ei-

ner Satzung gem. § 34 BauGB. 

Landschaftsplanung 

Landschaftsplan „Ronneburg / Wismut“ (LP 1997): Das Plangebiet liegt innerhalb des Landschaftsplanes 

„Ronneburg / Wismut“ aus dem Jahr 1997 (vgl. IPU 1997, S.77), welcher als landschaftspflegerisches 

Entwicklungsziel den Erhalt und Schutz der innerörtlichen Streuobstflächen, Hausgärten und öffentlichen 

Grünflächen, den Erhalt der hochwertigen Waldfläche im Norden sowie eine extensive Pflege und Bewirt-

schaftung der Grün- und Freiflächen vorsieht.  

Ą Die Ziele des Landschaftsplanes werden durch die Ergänzungssatzung „Heidelberg“ beeinträchtigt. Die 

genannte hochwertige Waldfläche im Norden der Ortslage Rückersdorf wird durch das Vorhaben nicht di-

rekt beeinträchtigt. Da die Satzung zu einer maßvollen Erweiterung des Ortsrandes führt und das Plange-

biet nur eine geringe landschaftliche Fernwirkung aufweist, ist der Schaffung des Baurechts gegenüber 

den Zielen des Landschaftsplanes den Vorrang zu geben (Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB i. V. m. § 

11 Abs. 3 BNatSchG). Im Satzungsgebiet befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop. Es wird in sei-

ner aktuellen Ausdehnung durch die vorgesehene Bebauung nicht beeinträchtigt.  
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Rechtliche Festsetzungen 

Im Geltungsbereich des Satzungsgebietes befinden sich keine geschützten Flächen oder Objekte nach 

folgenden Gesetzen: 

¶ Thüringer Waldgesetz (ThürWaldG) 

¶ Thüringer Denkmalschutzgesetz (ThürDSchG) 

¶ Wasserhaushaltsgesetz (WHG) / Thüringer Wassergesetz (ThürWG) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Thüringer Naturschutzgesetz (ThürNatG): Eine aktuelle Kartie-

rung hat gezeigt, dass sich im Süden des Flurstückes 60/11 ein gesetzlich geschütztes Biotop befindet. 

Es handelt sich um eine Streuobstwiese mit 10 Obstbaumhochstämmen. Das gesetzlich geschützte Bio-

top wird entsprechend der Kartierung in der Planzeichnung und in der Biotoptypenkarte dargestellt. Durch 

den bestehenden Pauschalschutz und die festgesetzte Baugrenze ist eine Bebauung der Fläche mit Ge-

bäuden unzulässig. 

Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiet sind das FFH- und gleichnamige sowie flächengleiche EG-

Vogelschutzgebiet Gebiet „Elstertal zwischen Greiz und Wünschendorf“ (DE 5238-303) ca. 8,0 km süd-

westlich des Plangebietes. Aufgrund der Entfernung zum Satzungsgebiet und der Art des Vorhabens 

(Wohnhäuser) sind keine Beeinträchtigungen der genannten Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

und ihrer Erhaltungsziele zu erwarten. 

2.3 Kartengrundlage 

Als Kartengrundlage für das vorliegende Planverfahren wurde eine aktuelle Liegenschaftskarte (Über-

nahme vom Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation - Stand: 06/2021) der Flur 1 der Ge-

markung Rückersdorf verwendet. Ergänzt wird diese Grundlage um aktuelle Höhenangaben (gem. DGM 

2021). 

 

3 Konzeption und Inhalt der Ergªnzungssatzung ĂHeidelbergñ 

3.1 Umweltverträglichkeit / Umweltbericht 

Für die Ergänzungssatzung wird gem. § 34 Abs. 6 BauGB das vereinfachte Verfahren (§ 13 BauGB) an-

gewandt. Entsprechend den gesetzlichen Regelungen sind im vereinfachten Verfahren keine Umweltprü-

fung i. S. d. § 2 Abs. 4 BauGB und kein Umweltbericht i. S. d. § 2a BauGB erforderlich. Ebenso kann so-

wohl auf die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit als auch der Träger öffentlicher Belange verzichtet 

werden. Sachverhalte, die den Einschränkungen des § 34 Abs. 5 BauGB entsprechen (Kap. 3.2), liegen 

nicht vor. 

3.2 Ziel und Zweck der Planung 

Für die Ortslage Rückersdorf liegen keine Bebauungspläne für eine Wohnbebauung vor. Die Bauflächen 

im Bereich einer Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB im Nordwesten der Ortslage sind be-

reits vollständig belegt. Vorhandene Baulücken stehen in Rückersdorf wegen fehlender Verkaufsbereit-

schaft nicht zur Verfügung. Da die Flächen des Plangebietes für eine bauliche Nutzung zur Verfügung 

stehen, beabsichtigt die Gemeinde Rückersdorf mit dieser Satzung Baurecht für eine Wohnbebauung zu 

schaffen. 

Gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB kann die Gemeinde durch Satzung einzelne Außenbereichsflächen in 

den im Zusammenhang bebauten Bereich eingliedern. Dieses Planungsinstrument setzt einen bebauten 
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Ortsteil voraus. Des Weiteren müssen die durch die Satzung einzubeziehenden Flächen durch die bauli-

che Nutzung der angrenzenden Bereiche geprägt sein, d. h., dass von der vorhandenen angrenzenden 

Bebauung die zukünftige Bebauung i. S. d. § 34 Abs. 1 BauGB ablesbar ist (Einfügungsgebot). Die Sat-

zung muss zudem einer geordneten städtebaulichen Entwicklung entsprechen und darf nicht zu inhomo-

genen Strukturen führen. Die Ergänzungssatzung ist dabei nur für eine maßvolle Erweiterung des Innen-

bereiches einsetzbar, was sich aus dem in § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB verwendeten Begriff „einzelne Au-

ßenbereichsflächen“ ergibt. Dies kann z. B. der Fall sein bei Grenzvereinfachungen, bei Flächen, die auf 

drei Seiten von einer prägenden Bebauung umgeben sind oder bei einer einseitig bebauten Straße, wie 

es bei der vorliegenden Planung der Fall ist. 

Die o. g. Anforderungen an eine Ergänzungssatzung werden vom vorliegenden Satzungsgebiet erfüllt. 

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an die vorhandene Bebauung. Das Satzungsgebiet selbst bleibt dabei 

von untergeordneter Bedeutung und Gewicht gegenüber der vorhandenen Bebauung von Rückersdorf. Es 

ist daher von keiner ungeordneten Siedlungserweiterung auszugehen. Es wird davon ausgegangen, dass 

eine ausreichende Erschließung der Flächen entlang der Straße „Heidelberg“ weitgehend vorhanden ist 

bzw. kurzfristig hergestellt werden kann. 

Zudem ist eine Ergänzungssatzung nur zulässig, wenn durch sie keine Zulässigkeit von Vorhaben be-

gründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. den Anlagen 

zum UVPG bzw. ThürUVPG unterliegen (§ 34 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BauGB). Ausgehend von der umgeben-

den Nutzung (Wohnen) sowie den Merkmalsgrößen UVP-pflichtiger Vorhaben ist nicht davon auszuge-

hen, dass auf der Grundlage der Ergänzungssatzung entsprechende Vorhaben zulässig sind.  

Mit der Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung von bis zu drei Wohnhäu-

sern soll der Bevölkerung die Möglichkeit gegeben werden, im Ort ansässig zu bleiben. Die Gemeinde 

Rückersdorf wirkt somit dem Fortzug von Familien entgegen und gewährleistet eine stabile Bevölkerungs-

zahl in der Ortslage Rückersdorf.  

3.3 Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB 

Sofern die Satzung keine Festsetzungen trifft, wird das Vorhaben im Satzungsgebiet nach den Vorschrif-

ten des § 34 BauGB beurteilt (Einfügungsgebot). Planungsrechtlich sind Vorhaben innerhalb von im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteilen zulässig, wenn sie sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 

Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 

einfügen und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-

se müssen gewahrt bleiben, das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 

Einzelne zusätzliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB können im Rahmen einer Ergänzungssat-

zung getroffen werden, wenn sich bei der Ermittlung der abwägungserheblichen Belange (Bestandsauf-

nahme) zeigt, dass die Minimalform einer Ergänzungssatzung nicht ausreicht, um die gewollte städtebau-

liche Ordnung durchzusetzen bzw. um den mit Hilfe der Satzung vorbereiteten Eingriff in Natur und Land-

schaft durch Maßnahmen zu kompensieren. Die vorliegende Satzung enthält daher folgende zusätzliche 

Festsetzungen: 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Die Befestigung von Zufahrten und Stellplätzen hat im Bereich der Baugrundstücke mit einem wasser-

durchlässigen Material zu erfolgen. 



10 Gemeinde Rückersdorf: Ergänzungssatzung "Heidelberg" 

30. Mai 2022 22116_Begründung.doc - Entwurf 

 

 

Gesellschaft für Ökologie und Landschaftsplanung, GÖL mbH, Weida 

Schlossberg 7, 07570 Weida, Tel.: 036603-714790, Fax: 714794, e-mail: info@goel.de 

Begründung: Zur Sicherung der Grundwasserneubildung sowie zur Minimierung des Oberflächenwasser-

abflusses wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt, dass Fahr- und Stellflächen (u. a. Pkw-

Stellplätze) auf den Baugrundstücken in einer wasserdurchlässigen Bauweise herzustellen sind. 

Festsetzung einer Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 

Begründung: Für das Plangebiet wird eine Baugrenze festgesetzt, innerhalb derer die Gebäude zu errich-

ten sind. Diese festgesetzte Fläche befindet sich im Osten des Satzungsgebietes entlang der Straße 

„Heidelberg“. Sie soll die räumliche Einordnung der Gebäude sicherstellen und den westlichen Satzungs-

bereich von einer Bebauung freihalten. Damit wird sichergestellt, dass im Plangebiet eine straßenbeglei-

tende Bebauung analog der Bebauung im Süden und Osten erreicht wird, wobei ein Mindestabstand zur 

Straße von 3,0 m einzuhalten ist. 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 

25a BauGB) 

Die nicht mit baulichen Anlagen überdeckbare Grundstücksfläche des Flurstückes 60/11 sind mit mindes-

tens 2 Laubbäumen je Baugrundstück zu bepflanzen. Es sind standortgerechte heimische Hochstämme in 

der Pflanzqualität HST 12-14 zu verwenden. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu er- und unterhalten. 

Auf dem Flurstück 60/11 ist die vorhandene Streuobstwiese durch einen standortgerechten heimischen 

Obstbaumhochstamm in der Pflanzqualität 12-14 zu ergänzen. Die vorhandenen Obstbäume sind einem 

Vitalisierungsschnitt zu unterziehen. Das Totholz ist vor Ort zu belassen. Das Grünland ist extensiv zu 

bewirtschaften.  

Begründung: Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass umfangreiche grünordnerische 

Festsetzungen für die einzelnen privaten Baugrundstücke nur begrenzt umgesetzt werden, so dass das 

Gestaltungs- und Planungsziel häufig nicht erreicht wird. Andererseits muss die Gemeinde durch entspre-

chende Festsetzung der Bedeutung des Orts- und Landschaftsbildes gerecht werden (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 

BauGB) und die Folgen des Klimawandels berücksichtigen. Es erfolgen daher für das Plangebiet zur Be-

rücksichtigung der o. g. Aspekte grünordnerische Festsetzung für die einzelnen Bauparzellen. 

Für die einzelnen Grundstücke wird festgesetzt, dass die nicht mit baulichen Anlagen überdeckbare 

Grundstücksfläche (= 60 % des Baugrundstückes) des Flurstückes 60/11 je zwei Laubbaumhochstämme 

pro Baugrundstück zu pflanzen sind, so dass eine Mindestdurchgrünung des Plangebietes sichergestellt 

wird. 

Die Ergänzung mit einem Obstbaumhochstamm, der Pflegeschnitt der vorhandenen Obstbäume sowie 

das Belassen des Totholzes auf der Fläche sollen der nachhaltigen Sicherung der Streuobstwiese und 

damit des Lebensraumes dienen.  

Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt ver-

wendet werden dürfen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB) 

Es dürfen keine fossilen Brennstoffe im Plangebiet für die Wärme- und Warmwasserversorgung verwen-

det werden. 

Begründung: Im Satzungsgebiet soll mit dem Ausschluss fossiler Brennstoffe für die Wärme- und Warm-

wassergewinnung ein Beitrag seitens der Gemeinde Rückersdorf zum kommunalen Klimaschutz geleistet 

werden. Hierbei handelt es sich um eine Verpflichtung aus § 1 Abs. 5 BauGB, wonach bei der Aufstellung 

von Bauleitplänen die Belange einer menschenwürdigen Umwelt, der Schutz der natürlichen Lebens-

grundlagen sowie der Klimaschutz und dabei auch Maßnahmen zur Klimaanpassung insbesondere zu be-

rücksichtigen sind. Mit der vorliegenden Festsetzung zur weitgehenden Vermeidung des Ausstoßes von 
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Treibhausgasen wird dieser Verpflichtung Rechnung getragen. Das Verbot bezieht sich dabei auf fossile 

Brennstoffe. Dies sind Brennstoffe, die sich in Jahrmillionen aus Abbauprodukten von toten Pflanzen und 

Tieren entwickelt haben. Hierzu gehören Braun- und Steinkohle, Erdgas und Erdöl.  

Obgleich auch bei Verbrennung von Holz kurzlebige Klimaschadstoffe entstehen, wird deren Einsatz nicht 

ausgeschlossen, da bei der Verbrennung von Holz nur so viel Kohlendioxid entsteht, wie der Baum wäh-

rend seiner gesamten Lebenszeit absorbiert hat. Daher wird der Einsatz von Holz im Unterschied zu den 

o. g. fossilen Brennstoffen als grundsätzlich klimaneutral eingestuft. 

Der Ausschluss des Einsatzes der o. g. fossilen Brennstoffe ist aus Sicht der Gemeinde für das hier plan-

gegenständige Gebiet sowohl sinnvoll, zumutbar als auch verhältnismäßig. Da im Plangebiet keine Be-

standsgebäude vorhanden sind, entstehen durch die Festsetzung keine unverhältnismäßigen Verpflich-

tungen zu Nachrüstungen von bestehenden Heizungsanlagen. Zudem bestehen mit dem Einsatz von 

Erdwärme- und Luft-Wärmepumpen sowie der Nutzung der solaren Strahlungsenergie ausreichende und 

verhältnismäßige Möglichkeiten einer alternativen Wärme- und Warmwasserversorgung. 

Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen 

bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Spei-

cherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung ge-

troffen werden müssen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB) 

Im gesamten Geltungsbereich der Ergänzungssatzung sind die Dachflächen der Hauptgebäude innerhalb 

der überbaubaren Grundstücksfläche zu mindestens 40 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der ein-

fallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten. 

Begründung: Im Satzungsgebiet soll mit der Festsetzung zur Ausstattung der Dachflächen mit Photovolta-

ikmodulen ein Beitrag zum kommunalen Klimaschutz geleistet werden. Hierbei handelt es sich um eine 

Verpflichtung aus § 1 Abs. 5 BauGB, wonach bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange einer 

menschenwürdigen Umwelt, der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen sowie der Klimaschutz und 

dabei auch Maßnahmen zur Klimaanpassung insbesondere zu berücksichtigen sind. Weiterhin wird mit 

dieser Festsetzung dem § 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB Rechnung getragen, da die Nutzung erneuerbarer 

Energien im Sinne des Umweltschutzes Berücksichtigung findet.  

Die Festsetzung zur Errichtung von Photovoltaikmodulen auf mindestens 40 % der Dachfläche ist aus 

Sicht der Gemeinde für das hier plangegenständige Gebiet sowohl sinnvoll, zumutbar als auch verhält-

nismäßig. Da im Plangebiet keine Bestandsgebäude vorhanden sind, entstehen durch die Festsetzung 

keine unverhältnismäßigen Verpflichtungen zu Nachrüstungen von Solarzellen. Mit der Festsetzung zur 

Ausstattung mit Solarmodulen auf mindestens 40 % der Dachfläche soll sichergestellt werden, dass bspw. 

auch auf einem Wohngebäude mit Ost-West-Ausrichtung auf der gen Süden ausgerichteten Dachfläche 

Dachfenster eingeordnet werden können.  

ergänzender Hinweis: 

Belange des Naturschutzes: Die naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahme (i. S. d. § 1a Abs. 3 

BauGB) wird außerhalb des Satzungsgebietes auf dem Flurstück 60/7 sowie auf Teilen des Flurstückes 

60/11 (Gemarkung Rückersdorf, Flur 1) unmittelbar nördlich des Satzungsgebietes durchgeführt. 

Maßnahme: Auf den Flurstücken 60/7 und 60/11 (tlw.) der Gemarkung Rückersdorf, Flur 1 ist auf einer 

Fläche von 2.850 m² eine Obstwiese anzulegen. Es sind insgesamt 22 heimische und standortgerechte 

Obstbaumhochstämme mit einem Mindestabstand von 8 m zu pflanzen. Die vorhandenen Obstbäume 

sind bei der Pflanzung zu integrieren. Zu verwenden sind Gehölze in der Pflanzqualität HST 10-12. Die 

vorhandenen Obstbäume im nördlichen Bereich des Flurstückes 60/11 sowie die Pflanzung sind dauerhaft 

zu er- und unterhalten. Das Grünland ist extensiv zu bewirtschaften. 
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Begründung: In Folge der Bebauung des Plangebietes und der damit verbundenen Eingriffe in Natur und 

Landschaft wird eine naturschutzrechtliche Kompensation notwendig. Da dieser Ausgleich nicht im Sat-

zungsgebiet umgesetzt werden kann, werden die notwendigen Maßnahmen auf den o. g. kommunalen 

Flurstücken realisiert. Die anzulegende Streuobstwiese soll die im nördlichen Bereich des Flurstückes 

60/11 bereits vorhandenen Obstbäume ergänzen. Durch die Streuobstwiese wird ein hochwertiger Le-

bensraum geschaffen. Die anzulegende Streuobstwiese unterliegt nach der Umsetzung dem Pauschal-

schutz des § 30 BNatSchG i. V. m. § 15 ThürNatG.  

Mit Ausnahme der o. g. Festsetzungen werden Vorhaben gem. § 34 BauGB bewertet. 

3.4 Erschließung 

Die verkehrsmäßige und medientechnische Erschließung des Satzungsgebietes sich stellt wie folgt dar: 

verkehrsmäßige Erschließung: Das Plangebiet liegt unmittelbar an der öffentlichen Straße „Heidelberg“, 

welche Richtung Norden folgend auf die Paitzdorfer Straße aufbindet. Da eine Weiterfahrt somit 

möglich ist, wird von der Errichtung einer Wendeanlage abgesehen.  

Energie: Eine Versorgung des Satzungsgebietes mit Energie ist aus dem vorhandenen Netz möglich. 

Trinkwasser: Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser ist aus dem vorhandenen Netz möglich. 

Die vorhandenen Leitungen sind hierzu zu erweitern (Stellungnahme des ZVME vom 31.08.2021).  

Schmutz- und Niederschlagswasser:  Die Ableitung des Schmutz- und Niederschlagswassers kann über 

das öffentliche Kanalnetz erfolgen (Stellungnahme des ZVME vom 31.08.2021). Die Entsorgung 

des Abwassers erfolgt im Trennsystem. Aufgrund der Geländeverhältnisse ist eine Bebauung un-

mittelbar am Straßenrand oder alternativ eine Geländeanhebung erforderlich, um die Ableitung des 

Abwassers in die Kanalisation zu ermöglichen. Darüber hinaus ist damit zu rechnen, dass der Ab-

fluss des Oberflächenwassers gedrosselt erfolgen muss. Unabhängig von einer Entsorgung soll das 

Niederschlagswasser vorrangig auf den Grundstücken zur Versickerung gebracht werden. Bei Wahl 

einer Versickerung ist der Nachweis zu führen, dass eine Versickerung möglich ist (Versickerungs-

gutachten).  

Löschwasser: Für die Löschwassergrundversorgung ist die Gemeinde Rückersdorf verantwortlich. Ent-

sprechend der planungsrechtlichen Einordnung als Wohngebiet wird gem. DVWG-Regelwerk – 

„Technische Regeln 405 – Bereitstellung von Löschwasser“ im Grundschutz von einem Wasserbe-

darf von 48 m³ Löschwasser über einen Zeitraum von 2 Stunden (= 96 m³) ausgegangen. Für das 

Plangebiet steht in einer Entfernung von 280 m südlich ein Löschteich zur Verfügung, welcher im 

Jahr 2020 ertüchtigt wurde. Entsprechend der Stellungnahme der Gemeinde Rückersdorf vom 12. 

Juli 2021 kann über diesen die Löschwasserversorgung des Plangebietes sichergestellt werden. 

Abfallentsorgung: Öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger für die Gemeinde Rückersdorf ist der Abfall-

wirtschaftszweckverband Ostthüringen (AWV). Die anfallenden Abfälle, sofern sie nicht von der öf-

fentlichen Abfallentsorgung ausgeschlossen sind, werden durch den AWV bzw. die Systemanbieter 

mittels beauftragter Unternehmen entsorgt. Hierbei sind die Satzungen des AWV zu beachten. 

3.5 Sonstige Belange 

Land- und Forstwirtschaft 

Durch das Vorhaben werden landwirtschaftlich genutzte Flächen auf dem Flurstück 60/11 in Anspruch 

genommen. Der Entzug dieser Fläche ist notwendig, um dem Bedarf an Wohnbauflächen gerecht zu wer-

den und um eine stabile Bevölkerungsentwicklung zu gewährleisten.  
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Für die externe Kompensationsmaßnahme wird eine weitere landwirtschaftlich genutzte Fläche (nördlich 

des Plangebietes) in Anspruch genommen. Da es sich bei der vorgesehenen Streuobstwiese auch um ei-

ne Art der landwirtschaftlichen Nutzung handelt, führt die Maßnahme zu keinem Entzug einer Landwirt-

schaftsfläche.  

Sowohl das Satzungsgebiet als auch die externe Kompensationsmaßnahme umfassen keinen Wald. 

Westlich und nördlich des Plangebietes befinden sich Waldflächen. 

Denkmalpflege 

Im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung „Heidelberg“ befinden sich keine Kulturdenkmale gem. § 2 

Abs. 1 und 2 ThürDSchG. Archäologische Funde sind bisher nicht bekannt. Die rechtlichen Vorgaben des 

ThürDSchG sind ungeachtet einer gesonderten Festsetzung bei Bauvorhaben zu beachten (Meldepflicht 

gem. § 16 ThürDSchG). 

 

4 Belange von Natur und Landschaft 

4.1 Natur und Landschaft 

Auch wenn im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB kein Umweltbericht zu erstellen ist, sind den-

noch die Belange von Natur und Landschaft gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. Ebenso ist 

eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung erforderlich, aus der hervorgeht, wie die Ein-

griffe in Natur und Landschaft kompensiert bzw. in die Abwägung eingestellt werden. Die Bilanzierung ist 

erforderlich, da mit der Satzung erstmalig Baurecht für eine bisherige Außenbereichsfläche geschaffen 

wird. 

4.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Die Festsetzungen von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft erfolgen aufgrund von § 34 Abs. 4 i. V. m. § 1a BauGB, wonach bei der Aufstellung 

von Ergänzungssatzungen auch die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur 

und Landschaft zu berücksichtigen sind. Zudem sind in der Begründung zur Ergänzungssatzung auch 

Angaben zu den wesentlichen Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft anzugeben (§ 34 

Abs. 5 i. V. m. § 2a Satz 2 Nr. 1 BauGB). 

Im Juni 2021 wurde eine Ortsbegehung zur Erfassung der aktuellen Biotop- und Nutzungstypen im Plan-

gebiet durchgeführt. Die nachfolgend genannten Biotoptypen beziehen sich auf die „Kartieranleitung zur 

Offenland-Biotopkartierung im Freistaat Thüringen“ (TLUG 2018). Die Biotop- und Nutzungstypen werden 

entsprechend dem Code der Liste der Biotoptypen Thüringens (TMLNU 2000) angegeben. 

Das Plangebiet liegt am nördlichen Rand der Ortslage Rückersdorf, östlich und westlich der bituminös be-

festigten Straße „Heidelbergweg“ (9213). Es grenzt an Siedlungsflächen, niedriger offener Bauweise (Ge-

bäude/Garten) (9111) an, die sich östlich des Heidelbergweges weiter in Richtung Norden fortsetzen als 

auf der westlichen Seite der Straße.  

Westlich des Heidelbergweges steht im Anschluss an die Siedlungsflächen im Süden des Plangebietes 

ein Streuobstbestand auf Grünland (6510 §). Die Streuobstwiese ist mit 10 Obstbäumen > 1,2 m Stamm-

höhe gemäß OBK 2.1 (TLUBN 2019) ein gesetzlich geschütztes Biotop gem. § 30 BNatSchG i. V. m. § 15 

ThürNatG (Abb. 4). Zwar wird in den Gütebestimmungen des Bundes deutscher Baumschulen für Hoch-

stämme eine Stammhöhe für Jungbäume von 1,60-1,80 m genannt, jedoch können, wie im vorliegenden 

Fall, ältere Obstbäume auch bei einer niedrigeren Stammhöhe einen hochkronigen Wuchs aufweisen 
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(TLUG 2001). Der vorliegende ältere Obstbaumbestand der Streuobstwiese weist Stammhöhen von 1,25-

1,60 m auf und fällt damit unter den gesetzlichen Biotopschutz, da nur Obstbaumbestände bis 1,2 m 

Stammhöhe nicht geschützt sind (TLUBN 2019, TLUG 2001). Die Streuobstwiese besteht aus acht Apfel-

bäumen und einem Birnbaum mit einem Brusthöhendurchmesser (BHD) von 20 bis 40 cm sowie einem al-

ten Kirschbaum mit einem Brusthöhendurchmesser von ca. 100 cm (Abb. 5). Die Obstbäume weisen z. T. 

Asthöhlen und abgestorbene Äste auf. Im Unterwuchs befindet sich eine leicht verbrachte und ruderali-

sierte Glatthaferwiese. Straßenseitig steht eine Garage (9111). 

  

Abb. 4: Streuobstwiese auf Grünland Abb. 5: Alter Kirschbaum 

Nördlich an die Streuobstwiese anschließend befindet sich extensiv genutztes mesophiles Grünland 

(4223) (Abb. 6). Auf einem Streifen östlich des Grünlandes steht entlang des Heidelbergweges eine He-

cke aus Liguster und Hunds-Rose. Im nördlichen Bereich des Grünlandes stehen ein Birnbaum (BHD 

30 cm) (6430), sowie auf einem Grassaum am nordwestlichen Rand der Wiese ein Apfelbaum (BHD 30 

cm) und drei Pflaumenbäume (BHD 30-40 cm) (Abb. 7). Am nordöstlichen Rand der Wiese sind ebenfalls 

zwei Birnbäume (BHD 20 und 25 cm) vorhanden. Nördlich des Grünlandes bindet ein bituminös befestig-

ter Wirtschaftsweg (9216) von Westen an den Heidelbergweg an. Dieser Weg führt in Richtung Südwes-

ten um das genannte Grünland zu einem Wohngebäude mit einem Hausgarten (9111) westlich des Plan-

gebietes. Nordwestlich dieses Weges bzw. des Geltungsbereiches schließt sich ein kulturbestimmter Ei-

chenwald (7103-501) an. Bestandsprägend sind Stiel-Eichen (BHD 20-50 cm) und Gewöhnliche Eschen 

(BHD 10 cm). Zwischen diesem Wald und dem genannten Wirtschaftsweg steht zudem eine Fichten-

Baumreihe (6322) (BHD 10-15 cm). Die bituminöse Befestigung des Heidelbergweges endet nördlich des 

Plangebietes im Anschluss an einen westlich der Straße liegenden Grassaum (4711) mit Sitzbank. Ein 

geschotterter Wirtschaftsweg (9214) führt in Fortsetzung der Straße weiter Richtung Norden.  
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Abb. 6: Grünland im Plangebiet (Blick Richtung Norden) Abb. 7: Obstbäume nördlich des Plangebiets  

Nordöstlich des Heidelbergweges liegt ebenfalls extensiv genutztes mesophiles Grünland (4223). Nördlich 

und östlich dieses Grünlandes befindet sich ein kulturbestimmter Eichen-Kiefernwald (7403-204), mit 

Stiel-Eichen, Wald-Kiefern, Gewöhnlichen Eschen und Hänge-Birken. Der Brusthöhendurchmesser der 

Bäume beträgt 10 bis 25 cm. Südöstlich der Wiese liegt nördlich der angrenzenden Siedlungsflächen eine 

Ruderalflur mit einem Gehölzaufwuchs aus Eichen- und Eschen-Jungwuchs (4713-3) sowie einem alten 

Holzstall.  

Das Satzungsgebiet ist nur aus der unmittelbaren Umgebung direkt einsehbar. Eine Fernsicht besteht 

aufgrund der Ortsrandlage mit vorhandenen Gebäuden und Gehölzen sowie des angrenzenden Waldes 

nicht (vgl. Abb. 8). 

 

Abb. 8: Blick über das Plangebiet in Richtung Süden 

Mit Hilfe der Satzung wird durch eine Bebauung ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet und zu-

lässig. Die damit verbundenen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes betreffen fast alle Schutzgüter. 

Die gem. Planzeichnung festgesetzten überbaubaren Flächen und möglichen Zufahrten führen zu einem 

weitgehenden Verlust sämtlicher Funktionen im Naturhaushalt. Es kommt zur Beeinträchtigung von beleb-

tem Boden und von Lebensräumen unterschiedlicher Arten. Zudem werden die Niederschlagsversicke-

rung und die Grundwasserneubildung vermindert bzw. verhindert. Zur Minimierung der Flächenversieg-

lung (Forderung der Bundes- und Landesregierung) wird eine straßenbegleitende Bebauung festgesetzt, 

so dass großflächige bzw. lange Zufahrten nicht erforderlich werden. Zudem kann durch die Standortwahl 

eine vorhandene befestigte Zufahrt genutzt werden.  

Der Gesetzgeber schreibt vor, dass bei Eingriffen in Natur und Landschaft vermeidbare Beeinträchtigun-

gen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes zu unterlassen sind. Ist dies nicht möglich, hat der 

Planungsträger für unvermeidbare Beeinträchtigungen Maßnahmen zur Kompensation i. S. d. § 1a Abs. 3 

BauGB zu ergreifen, mit denen er negative Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft möglichst 

gleichartig, zumindest gleichwertig und zeitnah, d. h. im Einzelfall auch vorlaufend, kompensieren kann. 

Dabei richtet sich der Umfang der landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnahmen nach dem Aus-

gangszustand der Flächen im Plangebiet und den Auswirkungen des geplanten Vorhabens. Eingriffe zu 

vermeiden bedeutet, Natur und Landschaft zu erhalten. Je weniger Eingriffe erfolgen, desto weniger 

Kompensationsmaßnahmen sind erforderlich.  

Auf Grundlage der Anleitung zur Bewertung der Biotoptypen Thüringens (TMLNU 1999) wurden für die 

bestehenden einzelnen Biotoptypen im Geltungsbereich der geplanten Satzung die Biotopwerte ermittelt, 
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die sich aus dem Produkt der Biotopfläche und der Bedeutungsstufe ergeben. Dabei wurde der Bewer-

tung der gegenwärtig vorhandene Bestand zu Grunde gelegt. In einem zweiten Schritt wurde der Bio-

topwert für die Fläche im Satzungsgebiet entsprechend den planerischen und textlichen Festsetzungen 

analog ermittelt. Der Vergleich der Summen der Biotopwerte im Bestand und in der Planung zeigt, ob die 

Festsetzungen zu einem Wertverlust oder -zuwachs im Geltungsbereich der Satzung führen. Im Falle ei-

nes Wertverlustes sind weitere Kompensationsmaßnahmen ggf. außerhalb des Geltungsbereiches durch-

zuführen. 

Tab. 1: Ermittlung des Biotopwertes (Bestand) 

Nutzung (Biotoptyp) Biotopwert Flächengröße [m²] Flächenwert 

mesophiles Grünland (4223) 30 2.355 70.650 

Streuobstbestand auf Grünland (6510 §) 37* 699 25.863 

Siedlungsflächen, niedrige offenen Bauweise 
(9111) - Gebäude 

0 21 0 

Summe  3.075 96.513 

* Endwert 37 (Grundwert 40, Aufschlag + 7 aufgrund des Vorkommens von Asthöhlen und 7 Altbäumen (BHD > 25 cm): Abschlag     
- 10 aufgrund des teilweise abgängigen Bestandes, der notwendigen Pflege (Gehölzschnitt) und der aufkommenden Verbuschung 
des Unterwuchses) 

Demnach wurde im Geltungsbereich der Satzung ein Bestandswert von 96.513 Werteinheiten ermittelt. 

Die Wertangaben für die einzelnen Biotoptypen berücksichtigen auch die abiotischen Schutzgüter. 

Analog wurde der Wert der einzelnen Flächen im Satzungsgebiet entsprechend der textlichen und zeich-

nerischen Festsetzungen ermittelt. Da die Ergänzungssatzung keine konkreten Vorgaben zur Überbau-

barkeit i. S. einer Grundflächenzahl macht, wird im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung hilfswei-

se die Überbauung der angrenzenden Flurstücke sowie die beabsichtigte Nutzung (hier: Wohnbebauung) 

zugrunde gelegt. Im direkten Umfeld des Satzungsgebietes besteht eine Überbauung zwischen ca. 116 

m² und 668 m². Die zum Teil hohen Werte resultieren aus der historisch bedingten ehemaligen Bebauung 

mit Gehöften mit Wohnhäusern und Nebengebäuden (Flurstück 20/3), wobei v.a. die Wohngebäude un-

mittelbar östlich und südlich des Satzungsgebietes als für das Plangebiet prägend einzustufen sind. Vor-

liegend wird von einer Bebauung der Flächen des Satzungsgebietes mit Wohnhäusern ausgegangen, so 

dass eine überbaubare Fläche i. S. d.  § 19 BauNVO von 300 m²/Einfamilienhaus im Rahmen der hier 

plangegenständigen Bilanzierung angesetzt wird. Diese Größe ist ausreichend, um ein Einfamilienhaus 

mit Zufahrt sowie bspw. einer Garage und anderen Nebenanlagen zu errichten. Somit wird eine überbau-

bare Fläche von insgesamt 900 m² der Bilanzierung zugrunde gelegt. 

Tab. 2: Ermittlung des Biotopwertes (Planung) 

Geplante Nutzung Flächengröße [m²] Biotopwert Flächenwert 

Satzungsgebiet,  

davon überbaubar/ überdeckbar 

davon nicht überbaubar 

- mit Pflanzvorgaben 

- vorhandene Streuobstwiese 

3.075 

900 

2.175 

1.476 

699 

 

0 

 

25 

45* 

 

0 

 

36.900 

31.455 

Summe 3.075  68.355 

* Aufwertung aufgrund festgesetzter Ergänzungspflanzung und Vitalisierungsschnitt 

Die Gegenüberstellung des Ausgangswertes und des Planungswertes zeigt einen Wertverlust von 28.158 

Punkten, der durch eine geeignete Kompensationsmaßnahme auszugleichen ist. 

Innerhalb der Ergänzungssatzung „Heidelberg“ wird als grünordnerische Maßnahme die Pflanzung von 

mindestens je 2 Laubbäumen/Baugrundstück festgesetzt, welche bei der Berechnung des notwendigen 
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Ausgleiches mit angesetzt wurde. Hierdurch soll eine Mindestdurchgrünung des Plangebietes sicherge-

stellt werden. Da diese Maßnahme nicht für den naturschutzrechtlichen Ausgleich ausreicht, wird eine ex-

terne Kompensationsmaßnahme festgelegt. Geplant ist die Anlage einer Streuobstwiese auf dem Flur-

stück 60/7 sowie auf dem nördlichen Teil des Flurstückes 60/11 der Gemarkung Rückersdorf, Flur 1, un-

mittelbar nördlich bzw. nordöstlich des Plangebietes. Durch die Kompensationsmaßnahmen entsteht eine 

großflächige Streuobstwiese, die sich langfristig zu einem hochwertigen Lebensraum entwickeln soll. Die 

bereits vorhandenen Obstbäume sollen erhalten bleiben. Aufgrund der Anzahl der zu pflanzenden Obst-

baumhochstämme für das hier anstehende Satzungsverfahren unterliegen deren Kompensationsmaß-

nahmen schon für sich dem Pauschalschutz des § 30 BNatSchG i. V. m. § 15 ThürNatG.  

Das vorhandene Grünland im Bereich der geplanten Streuobstwiese soll auch weiterhin extensiv bewirt-

schaftet werden. Da Streuobstwiesen zu den Landwirtschaftsflächen gezählt werden, erfolgt durch die 

Kompensationsmaßnahme kein Entzug landwirtschaftlicher Nutzflächen. Alle Pflanzungen sind dauerhaft 

zu er- und unterhalten. Die Bilanzierung der externen Kompensationsmaßnahme lässt sich der folgenden 

Tabelle entnehmen.  

Tab. 3: Gegenüberstellung der Bestands- und Planungswerte der Flächen der externen Kompensationsmaßnahme 

Externe Kompensationsmaßnahme Gemarkung Rückersdorf, Flur 1, Flst. 60/7 und 60/113 (tlw.) 

Bestandwert Fläche (m²) Bedeutungsstufe Wert 

Intensivgrünland (Biotoptyp: 4250) 2.825 30 84.750 

Zielwert 

Streuobstwiese (Biotoptyp: 6510) 2.825 40 113.000 

Aufwertung   28.250 

Die im Satzungsgebiet sowie auf den externen Flächen festgesetzten Kompensationsmaßnahmen führen 

zu einer leichten Überkompensation der mit der Aufstellung der Ergänzungssatzung verbundenen zusätz-

lichen Eingriffe in Natur und Landschaft. Durch die Anlage einer Streuobstwiese entsteht ein großflächi-

ger, hochwertiger Lebensraum. Mit der Festsetzung zur Ergänzung der vorhandenen Streuobstwiese 

durch einen Obstbaum sowie eines Vitalisierungsschnittes des Obstbaumbestandes soll das Fortbestehen 

des hochwertigen Biotops nachhaltig gesichert werden. Die festgesetzte extensive Bewirtschaftung sowie 

das Belassen des Totholzes auf der Fläche tragen hierzu bei. Gem. § 15 Abs. 3. BNatSchG können, wie 

vorliegende, auch Bewirtschaftungs- und Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Natur-

haushaltes oder des Landschaftsbildes dienen, als Kompensationsmaßnahmen anerkannt werden.  

Mit Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen im Rahmen der externen Kompensationsmaßnahme 

auf den o. g. Flurstücken (s. Tab. 3) wird den Anforderungen des BNatSchG hinsichtlich der Berücksichti-

gung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung entsprochen, so dass die Belange von Natur und Land-

schaft ausreichend berücksichtigt werden.  

Die Flächen der externen Kompensationsmaßnahme befinden sich im Eigentum der Gemeinde Rückers-

dorf. Die Ausgleichsmaßnahme wird durch die Gemeinde umgesetzt und soll über den Flächenverkauf der 

Baugrundstücke im Plangebiet refinanziert werden.  

Artenschutzrechtliche Belange 

Für das Plangebiet liegen keine Nachweise europarechtlich geschützter Arten (Arten des Anhangs IV der 

FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten) vor.  
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In den betroffenen mittelwertigen Biotoptypen (Intensivgrünland) ist bei einer Baufeldfreimachung außer-

halb der Fortpflanzungszeit von Vogelarten davon auszugehen, dass keine artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbestände des § 44 BNatSchG erfüllt werden. Eine naturschutzfachlich hochwertige Streuobstwiese 

im Plangebiet bleibt erhalten. Baumfällungen sind demnach nicht vorgesehen. Es können also sowohl 

Schädigungen als auch erhebliche Störungen von gemeinschaftsrechtlich geschützten Tier- und Pflan-

zenarten ausgeschlossen werden.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die artenschutzrechtlichen Vorgaben auch ohne konkrete Festsetzun-

gen zu berücksichtigen und unmittelbar gültig sind.  
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